
Verträgen, dem KPD-Verbotsprozeß und der Abwür­
gung heiß erkämpfter bürgerlich-demokratischer Arbei­
terrechte besteht.

*

Daß die Größe ihres Geldbeutels für die Gestaltung 
der Lebenslage der Bürger in Westdeutschland weit 
ausschlaggebender ist als irgendwelche rechtlichen Nor­
men, versteht sich für die Verhältnisse der „sozialen 
Marktwirtschaft“ von selbst und bedarf kaum der Er­
wähnung. Erst vor kurzem kam eine Reihe von Pro­
fessoren, Bundesrichtern und Politikern nach längerer 
Diskussion in der Mannheimer „Gesellschaft zur Wah­
rung der Grundrechte“ übereinstimmend zu der Fest­
stellung, daß es soziale Grundrechte, also etwa ein 
Recht auf Arbeit, auf Urlaub, auf den Achtstundentag, 
ja eigentlich auch auf Gleichberechtigung (!), auf Streik 
und Mitbestimmung gar nicht gäbe, weil keine allge­
meine gesellschaftliche Überzeugung über das soziale 
Niveau zu finden sei, u n t e r  dem man nicht leben 
möchte (!). Sie bestätigten damit die von den Theore­
tikern der „sozialen Marktwirtschaft“ aufgestellte 
These, daß soziale Grundrechte nur unter Verzicht auf 
die Freiheit möglich und damit undemokratisch (!) 
seien23).

Als Kritik am Gang der Entwicklung oder an der 
bestehenden Situation war das nicht aufzufassen; denn 
die westdeutschen Monopole haben in ihrer Rechtsord­
nung wahrlich alle Freiheiten zur schonungslosen Aus­
plünderung (und d i e s e  Freiheit wäre es ja, die allein 
durch soziale Grundrechte beeinträchtigt werden 
könnte!) der werktätigen Massen gewährleistet. Man 
braucht dabei nur etwa an das Anfang dieses Jahres 
im Entwurf eingebrachte Bundesmietengesetz zu den­
ken. Mit diesem Gesetz, das nur ein erster Schritt zur 
Eingliederung der gesamten Wohnungswirtschaft in die 
„soziale Marktwirtschaft“ sein soll, will die Adenauer­
clique unter Hinweis auf angeblich 2 Millionen „sozial­
schwache Hauseigentümer“ die Bevölkerung durch eine 
generelle „Anhebung“ der Mieten mit 230 Millionen 
Mark jährlich belasten24).

Parallel zu der in breitem Maße vor sich gehenden 
Ausplünderung der Bevölkerung und oftmals mit ihr 
gekoppelt ziehen sich wie ein roter Faden durch die Ge­
setzgebung Maßnahmen, die ein Ausdruck der Versuche 
sind, die Massen mittels der faschistischen Methode der 
Schaffung einer „Eigentümerideologie“ zu betrügen und 
zu korrumpieren. Das soll durch „Erfolgsanteilsystem“ 
und „Kleinaktien“ ebenso geschehen, wie durch das 
„Wohnungseigentum“, um nur einige dieser sog. „eigen­
tumsbildenden“ Maßnahmen zu nennen25).

Dies waren nun freilich alles keine „Errungenschaf­
ten“, die den fortschreitenden Prozeß der Verelendung 
der Massen hätten aufhalten oder auch nur um einen 
Deut eindämmen können. Und wenn die Bonner Macht­
haber heute zu der Erkenntnis kommen, die der Staats­
sekretär Sauerborn vom Bundesarbeitsministerium for­
mulierte: „Wir brauchen einen Staat, der von seinen 
Bürgern geliebt und geachtet wird“, wenn sie weiter 
meinen, sie könnten diese „Liebe und Achtung“, die ja 
in erster Linie zunächst auf dem Kasernenhof und spä­
ter auf dem Schlachtfeld unter Beweis gestellt werden 
soll, erringen, indem sie den Werktätigen unter Aus­
nutzung ihrer Notlage ein paar billige Brocken hinwer­
fen, so machen sie zum einen den groben Fehler, ihre 
eigene schmutzige, käufliche Gesinnung auch bei der 
deutschen Arbeiterklasse vorauszusetzen. Zum anderen 
aber erweist sich, daß selbst dieser Köder, der unter 
dem Namen „große Sozialreform“ schon vorher mehr­
fach auf den Plan getreten war, nichts anderes als ein 
neuerliches, besonders groß angelegtes Betrugsmanöver 
gerade gegenüber den ärmsten Bevölkerungsschichten 
ist. Überdies ist mit der Bezeichnung „Sozialreform“ gar 
nicht das gemeint, was man hinter ihr vermutet; denn 
keineswegs berührt sie etwa 'die sozialen Belange der 
Bevölkerung in ihrer Gesamtheit, sondern hat nur 
Sozialfragen „im engeren Sinn“, vor allem Versiche­
rungsfragen zum Gegenstand. Um aber den zu erwar-
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tenden Inhalt dieser „Reform“ etwas näher zu charakte­
risieren, seien aus der Reihe der Vorschläge, die von 
offiziell herangezogenen Ausschüssen gemacht wurden, 
zwei Beispiele angeführt26).

Da hat z. B. der bei der „Gesellschaft für sozialen 
Fortschritt“ gebildete „Ausschuß zur Erörterung grund­
sätzlicher Fragen einer Reform der sozialen Kranken­
versicherung“ ein Gutachten erstattet. In der besonders 
interessierenden Frage der Beteiligung an den Behand- 
lungs- und Arzneikosten kam er zu dem Ergebnis, daß 
ein nicht geringer Teil der geforderten und gewährten 
Leistungen über das „notwendige Maß im Sinne des 
§ 182 RVO hinausgeht“. Daher sollen „Hemmnisse“ für 
die übermäßige Inanspruchnahme und Gewährung von 
Versicherungsleistungen geschaffen werden. Als derar­
tige Maßnahmen wurden von dem Ausschuß die Betei­
ligung an den Arzneikosten, die Erhebung einer Kran­
kenscheingebühr, die Einführung eines Prämiensystems 
und die Schaffung eines besonderen „Vertrauensverhält­
nisses“ zwischen Ärzten, Versicherten und Krankenkas­
sen erörtert. Der Ausschuß hält eine prozentuale Be­
teiligung der Versicherten an den Arzneikosten für ein 
geeignetes Mittel zur Einschränkung des Arzneiver­
brauchs.

Zur „Reform“ der Rentenversicherung hat u. a. die 
„Gesellschaft für Versieherungswissensehaft und -gestal- 
tung“ in Köln Vorschläge ausgearbeitet. Der vordring­
lichste Grund für eine Neuordnung der Rentenversiche­
rung liege — so meint sie — in der Notwendigkeit, die 
Rentenversicherung in ihrer Leistungsfähigkeit zu 
sichern. Die jetzt erhobenen Beiträge reichten nicht aus, 
um die durch Gesetz zugesagten Leistungen in aller Zu­
kunft zu decken, und zwar um so weniger, als die 
Rentenversicherungen fast alle ihre Reserven durch die 
Währungsumstellungen verloren hätten. Als weiterer 
Grund für eine Neuregelung der sozialen Rentenver­
sicherung wird angegeben, daß einerseits die Leistungen 
teilweise ungenügend seien, andererseits jedoch vielfach 
Leistungen gewährt würden, deren Höhe außer jedem 
angemessenen Verhältnis zu den niedrigen Beiträgen 
stehe, durch die sie verdient worden sind. Das Gut­
achten betont, daß die finanziellen Erfordernisse bei 
allen Erwägungen über die „Reform“ der Rentenver­
sicherung unbedingt den Vorrang haben und schnelles 
Handeln erfordern; denn nach der versicherungstech­
nischen Lage der Rentenversicherung würden sich die 
Schwierigkeiten einer Sanierung mit fortschreitender 
Zeit immer mehr vergrößern, selbst wenn keine weite­
ren belastenden Vorschriften hinzutreten.

*

Immer offener ist im Verlauf der zehnjährigen Ent­
wicklung des westdeutschen Rechts der unversöhnliche 
Gegensatz zwischen diesem Recht und den Rechts­
anschauungen der werktätigen Massen hervorgetreten. 
Die schaffenden Menschen in Westdeutschland erkennen 
dieses Recht niemals an, sondern stehen ihm wie dem 
Staat, der es hervorgebracht hat, mit Abscheu und tie­
fem, durch die Entwicklung und die ständigen Erfah­
rungen gewachsenem und immer aufs neue genährtem 
Haß gegenüber.

Gerade wenn man diese Frage der Rückwirkung des 
westdeutschen Rechts der Monopole, Militaristen und 
Junker auf das Rechtsbewußtsein der Massen betrach­
tet, vermag man sich besonders deutlich die überragende 
Rolle klarzumachen, die das Recht unseres Arbeiter­
und Bauernstaates kraft seiner turmhohen Überlegen­
heit auch im Kampf gegen die Bonner Verträge und 
deren „innere“ Auswirkungen, für die Wiedervereini­
gung unseres Vaterlandes spielt; denn im Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik finden die west­
deutschen Werktätigen das verbindlich geworden, was 
auch ihren Rechtsanschauungen entspricht. Deshalb gibt 
die Rechtsordnung der Deutschen Demokratischen Re­
publik der Arbeiterklasse und allen demokratischen 
Kräften in Westdeutschland eine klare Orientierung und 
zeigt ihnen das Ziel, für das sie ihren Kampf g e g e n  
das Regime der Monopole und Junker mit seiner Herr­
schaft der Willkür und Rechtlosigkeit zum erfolgreichen 
Ende bringen müssen.
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